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 Eine katholische Sicht?

Es gibt eigentlich keine exklusiv „katho-
lische“ und inklusiv „nur“ Katholiken
bindende Sicht. In der katholischen Kir-
che gibt es eine zentrale lehramtliche
Position in Rom, deren Autorität ent-
sprechend den ausgefeilten Stufen der
Verbindlichkeit zu beachten ist. Diese
Stufe der Beurteilung reproduktiver Me-
thoden fällt nicht unmittelbar unter die
Glaubenslehre. Ob die Zuständigkeit des
Lehramtes für Glaubens- und Sittenlehre
additiv verstanden wird – d. h. die Moral
ist ebenso glaubensunmittelbar wie der
Glaube selbst – oder konsekutiv – d. h.
die Verbindlichkeit gilt für die Moral um
so intensiver, als sie aus dem Glauben
folgt oder für ihn eine Voraussetzung
darstellt, ist in der katholischen Kirche
umstritten. Die international verankerte
Moraltheologie geht von einem konse-
kutiven Modell aus. Auf der anderen
Seite gehört es zu katholischer Tradition
– aber auch zu protestantischen, vor al-
lem in der Frage der Menschenrechte –,
sich naturrechtlich zu orientieren, zumal
die sittlichen Weisungen in der Bibel oft
nicht für die konkreten Fragen der Moral
unter neueren technischen Umständen
und wissenschaftlichen Erkenntnissen

heranreicht. Naturrecht heißt aber nicht,
die außermenschlichen Naturgesetze für
ethische Urteile heranzuziehen, sondern
nach dem hier besonders oft herangezo-
genen und von der Kirche angeratenen
Kirchenlehrer Thomas von Aquin ist das
Naturrecht der menschlichen Vernunft-
erkenntnis anvertraut. Daher besteht kein
Unterschied zwischen der Verpflichtung,
gemäß der Natur zu handeln und gemäß
der Vernunft zu handeln. Die Natur
„spricht“ ja nur dann, wenn sie durch
Vernunft erhellt ist. Gewiss kann die Ver-
nunft vom Glauben her erhellt werden –
und der Glaube durch die Vernunft, aber,
worauf es hier ankommt, ist, dass der
Glaube in Moralfragen auf eine subsidi-
äre Rolle – im eigenen Interesse! – zu-
rückgezogen ist1. Daher heißt die Grund-
normen: „secundum rationem agere“
(Thomas von Aquin). Es ist somit auch
nicht verwunderlich, wenn sich an
Thomas geschulte Moraltheologen heu-
te oft an den protestantischen Philoso-
phen Immanuel Kant als Vernunftethiker
anschließen. Gerade im Hinblick auf das

Kriterium Menschenwürde und Men-
schenrechte gibt es im Bereich der Re-
produktionsmedizin zwischen an Kant
orientierten evangelischen oder katholi-
schen Ethikern kaum Unterschiede2.
Wenn es dennoch evangelische Ethiker
gibt, die sich einer von ihnen als ableh-
nungswürdig dargestellten „katholi-
schen“ Position widersetzen, so liegt
dies m. E. nicht primär an der Konfes-
sion. Sie überziehen vielmehr die in der
evangelischen Kirche besonders betonte
Hinfälligkeit einer sich auf die Gott-
ebenbildlichkeit vor dem Sündenfall be-
rufenden Vernunft. Damit sind allge-
meingültige Urteile nicht mehr möglich
und die universale Berufung auf die
Menschenwürde ist dahin, ist preisgege-
ben. An ihre Stelle kann dann nur noch
die Intensität der eigenen individuellen
Überzeugung treten, die freilich der Plu-

Die katholische Position ist nicht exklusiv religiös begründet, vielmehr auf allgemein einsichtige Vernunftgründe hin angelegt. Frauenbelastung und
Lebensrechte sind die Bezugspunkte der Argumentation. Dabei wird reklamiert, die Betroffenheit durch Schicksale nicht einseitig an möglichen Erfolgen,
sondern auch an möglichen Misserfolgen zu messen.

Kinderwünsche erscheinen als negatives, nicht als positives Recht.
Wertungswidersprüche in der rechtlichen Regelung von Schwangerschaftsabbrüchen und in der genetischen Frühselektion (PID) bestehen nicht, wenn

man den Unterschied in der antefaktischen Planung beachtet. Wichtig wäre, vorgeburtliche Rechte zu sichern und Menschenwürde nicht für menschliche
Lebewesen zu unterscheiden.

Schlüsselwörter: Natur und Vernunft, IVF, Erfolg und Misserfolg, Frauenbelastung, Betroffenheitskultur, Lebensrechte,
Wertungswiderspruch, Kinderwunsch als soziale Frage, PID, vorgeburtliche Rechte

Reproductive Medicine (from the Catholic’s View). The catholic position understands itself not as an exclusive religious position but open for
reasonable arguments. The special loading for women and the rights to life are the main points of the argumentation.

Often people, especially physicians, were affected by the situation of woman without or with handicapped children. But this is oriented to the possible
success of treatment and takes not enough into account the possible failure of these treatments. The desire for a child includes negative rights not positive.
The contradiction between “allowed” abortion and restricted PGD is not existing if the special situation of a planned choice is envisaged. It seems to be
important, to secure the rights of children before the birth and not to make a distinction between Human Dignity and Human Beings. J Reproduktions-
med Endokrinol 2011; 8 (Sonderheft 2): 30–3.

Key words: nature and reason, IVF, success and failure, stress of concerned women, right to life, contradictions of values,
the desire to a child as a social question, PGD, rights before birth

1 Das hat zuerst Alfons Auer, Autonome Moral
und christlicher Glaube, Düsseldorf 1971, her-
ausgearbeitet und die gegenwärtige Moraltheolo-
gie ist ihm darin weitgehend gefolgt.

2 Vgl. etwa Eilert Herms, Politik und Recht im
Pluralismus, Tübingen, 2008, 61–169. Winfried
Härle, Bernhard Vogel (Hg). „Vom Rechte, das
mit uns geboren ist“, Aktuelle Probleme des Na-
turrechts, Freiburg, Basel, Wien 2007; dies. (Hg),
Begründung von Menschenwürde und Menschen-
rechten, Freiburg, Basel, Wien 2008. Der evangeli-
sche  Theologe Herms, a. a. O. 108, setzt sich mit
evangelischen Theologen auseinander, die davon
abweichen.
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ralität anheimgestellt ist. Diese Überzeu-
gung führt dann dazu, dass Menschen-
würde zu einer Frage der Zuerkennung
mithilfe auswechselbarer Kriterien wird.
Philosophisch gesprochen bestehen die
Fronten zwischen einem christlich be-
jahten Universalismus auf der einen Sei-
te und einem christlich tolerierten Plura-
lismus von Überzeugungen auf der an-
deren Seite.

Für die Ablehnung der IVF im Sinne
eines Abratens an Christen und Christ-
innen, sich dieser Methode zu bedienen,
gibt es eine Reihe von vernunftbezoge-
nen Gründen, die mit dem Embryonen-
schutz von Anfang an und der Bestrei-
tung eines positiven, d. h. offensiven
Rechtes auf ein eigenes Kind zusam-
menhängen. Ein negatives Recht, das
defensiv ist gegenüber beschränkenden
Eingriffen in die Reproduktion, bestrei-
tet niemand. Heute kann man die ganze
Argumentation der Moraltheologen in
Fragen der Reproduktionsmedizin gut
überschauen3.

 Bemerkungen zur IVF

Meine Position zu IVF und PID 4 ist, wie
aus den bisherigen Überlegungen her-
vorgeht, weder konfessionell erarbeitet
noch auf die Konfession beschränkt.
Viele Evangelische Theologen teilen
diese Argumentation. Sie beruht auf
einer philosophisch-ethischen Schluss-
folgerung. Deren Ergebnis wird – bei et-
was unterschiedlichen, oft m. E. auch
nicht immer einsichtigen Begründungen
– vom katholischen Lehramt vertreten.

Ich versuche eine kurze Beschreibung
der philosophisch-ethischen Argumen-
tation: es handelt sich der theoretischen
Begründung nach um eine deontologi-
sche Betrachtung und um eine Konver-
genzargumentation. Frauenbelastung
und Lebensrechte sind die Bezugs-
punkte der Argumentation. Im Zentrum
stehen Person und Menschenwürde als

„absoluter“, d. h. nicht zugunsten eines
anderen Wertes einschränkbarer Wert im
Sinne Immanuel Kants.

Frauenbelastung: Die IVF und mehr
noch die PID stellen Methoden der
„assisted reproduction“ dar, die von
der Kinderwunschbehandlung bis zur
Wunschkindbehandlung reichen. Die
dabei notwendigen Eingriffe sind belas-
tend und die „baby take home rate“ ist
gering.5  Bei der PID-Behandlung, die
im BGH-Urteil Juni 2010 beschrieben
ist, brachte nur eine von 3 Frauen ein
Kind zur Welt. Der Weg zum Kinder-
wunsch enthält oft Ungereimtheiten
(nach missglückter IVF-Behandlung ein
Kind auf natürlichem Wege).

Lebensrecht: Es scheint mir problema-
tisch, vom „Status des Embryo“ nach der
vollzogenen Verschmelzung von Ei- und
Samenzelle zu sprechen, als könne man
diesen Status ermitteln oder gar zuwei-
sen. Oder daran messen, wie die blinde
Natur damit umgeht. Die Natur hat keine
Verantwortung. Ist der Embryo ein „hu-
man being“, dann fällt er unter Mensch-
sein, damit unter Menschenwürde. Diese
wäre ansonsten teilbar. Gradualistische
Argumente haben ebenso wie die soge-
nannten KIP-Argumente (Kontinuität-
Identität-Potenzialität) ihre Schwächen.
Daher empfiehlt sich m. E. eine tutio-
ristische Position: im Zweifel für das
Lebensrecht, denn Lebensrecht geht vor
Lebensqualität. Eine Ausnahme könnte
es hier nur bei einer Entscheidung ge-
ben, die einen exklusiv selbst betrifft.

Wertungswiderspuch? Die (straf)recht-
liche Fassung des Schwangerschafts-
abbruches scheint das Lebensrecht des
Fötus geringer zu veranschlagen als das
ESchG das Lebensrecht des Embryo in
vitro. M. E. ist das nicht so: (1.) weil das
Lebensrecht im ESchG nicht jeden Em-
bryo im Ablauf konsequent schützen
kann, (2.) weil die Absicht, den Embryo
der selektiven Planungsabsicht zu unter-
stellen (etwa in der PID) eine andere
Wertigkeit der Handlung verlangt als ein
Konflikt im Verlauf der Schwanger-
schaft.

Dabei muss man zwischen juridischer
und ethischer Bewertung unterschei-

den. Entfällt eine rechtliche Gefahren-
abwehr – das ist möglicherweise an-
greifbar begründet –, bleibt der Ethik
immer noch die Möglichkeit der bera-
tenden Begleitung von Entscheidungen.
Leichter hat sie es dann freilich nicht.

Was rechtens ist, ist nicht deshalb mo-
ralisch richtig. Das wird oft von Patien-
ten und Ärzten missverstanden. Recht
darf nicht Ethik ersparen.

Das Gewissen bleibt die oberste Instanz,
aber alle Ethik stellt auch Ansprüche an
das Gewissen. Dies sind nicht nur An-
sprüche an die Intensität der Entschei-
dung, sondern auch an die Vernunft in
deren Begründung.

Nun wird oft im Umgang mit Extrem-
situationen, in welcher ein intensiver
Kinderwunsch geraten kann, ein deli-
berativer Raum angenommen. Darin
komme es für den Arzt vor allem auf
Empathie und Fürsorge mit den Patien-
ten an. Man spricht auch von „Pastoral“.
Diese sollte aber die ethische Reflexion
nicht ersetzen oder ersparen. Dies wäre
aber der Fall, wenn Mitleid und Ver-
ständnis jede normative Logik aufheben
würden. Dann braucht man keine Ethik
mehr.

Unfruchtbarkeit ist keine Krankheit,
auch wenn sie wie eine Krankheit indi-
ziert ist. Denn der Kinderwunsch ist ein
negatives, kein positives Recht. Sonst
müsste alles solidarisch von der Gesell-
schaft bezahlt werden. Es ist ein Unter-
schied, was man rechtlich darf und wor-
auf man einen Anspruch hat. (Problem:
das schafft scheinbar Privilegien!)

Es gibt Beispiele, wonach ein Paar durch
IVF-Behandlung nicht zum Kind kommt,
wohl aber danach auf nicht-assistiertem
Wege. Unfruchtbarkeitsdauer ist ein
ziemlich schwer objektivierbares Argu-
ment.

 Der Konflikt um PID –

Welche Argumente sind

moralfähig?

Der vor dem BGH verhandelte Fall hatte
dieses Ergebnis: eine von 3 Frauen be-
kam ein Kind. Wie groß sind die Leiden
an den IVF-Verfahren überhaupt, wie
groß die Leiden derer, die das Ergebnis
nicht erzielen? Schreiben die Medien
darüber, steht es in den Begründungen

3 Vgl. Konrad Hilpert, Dietmar Mieth (Hg), Krite-
rien biomedizinischer Ethik, Freiburg, Basel,
Wien 2006; Dietmar Mieth, Was wollen wir kön-
nen? Ethik im Zeitalter der Biotechnik, Freiburg,
Basel, Wien 2002; insbesondere: Hille Haker,
Hauptsache gesund? Ethische Fragen der Präna-
tal- und Präimplantationsdiagnostik, München
2011. Dort wird vor allem die Sicht der Frauen,
auf deren Körper sich so viel abspielt, besonders
gründlich bedacht.
4 Vgl. Was wollen wir können? 113–260.

5 vgl. dazu Volker Stollorz und Jörg Albrecht,
FAZ, Sonntagszeitung 24.10.2010, Nr. 42, S. 57f.
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wissenschaftlich gemeinter Stellung-
nahmen? Soll wiederum Verantwortung
ganz in das Individuelle verschoben
werden, oder ist etwa „Wunschkind-
Behandlung“ ein Unwort, weil Eltern
mehr versprochen wird, als zu halten ist?

Wird das Verhältnis von Angebot und
Nachfrage bedacht? Werden die Wunsch-
kind-Werbestrategien hinterfragt? Ist es
legitim, eine Nachfrage zum Argument
zu machen, wenn sie ein Angebot wach-
rüttelt? Man wird antworten, die prekäre
Situation für die Nachfragenden sei ein
Faktum. Das ist nicht zu bezweifeln,
aber ist sie „alternativlos“?

Wer PND zulässt, so heißt es in manchen
Begründungen für Ausnahmeregelun-
gen, kann PID nicht total ablehnen.
Aber: (1.) PND ist nicht geplante Selek-
tion, wenn auch Selektion ex post nicht
rechtlich verhindert wird. PID ist ex ante
geplante Selektion. (2.) heißt es, wer A
(nicht rechtswidriger Schwangerschafts-
abbruch) sagt, müsse auch B (PID) sa-
gen. Das ist keine zwingende moralische
Argumentation. Denn die Argumenta-
tion: „wenn schon A eine nicht ganz ein-
wandfreie Hürde gegen Selektion ist,
dann sollte man wenigstens nicht auch
noch B akzeptieren“, ist hier entschieden
moralisch plausibler. Es sei denn, man
wolle nicht wirklich eine Abdichtung
gegen Selektion, wo diese technisch
möglich ist.

Oft wird mit dem verschwenderischen
Umgang der Natur mit Embryonen-
Leben argumentiert. Aber die Natur
trägt keine Verantwortung. Vulkane und
Tsunamis, die Menschenleben blind ver-
nichten, sind kein Argument gegen den
Lebensschutz. Das sieht natürlich jeder
ein. Wem dieser Vergleich als zu dick
aufgetragen erscheint, der sollte überle-
gen, ob die „Natur“ sein Argument ist,
oder nicht vielmehr sein Votum für die
Zurücknahme des menschlichen Lebens-
schutzes von Anfang an.

Jedenfalls muss bedacht werden: Ist eine
Entscheidung gegen die Ermöglichung
der Fortsetzung von individuellem
menschlichem Leben eine individuelle
Entscheidung? Überschreitet sie nicht
offensichtlich das Selbstbestimmungs-
recht, weil es nicht nur um die eigene
Lebensführung geht? Ist nicht die parla-
mentarische Verantwortung genau an die-
ser Nahtstelle des Überganges gefordert?

Bei der Frage einer eingeschränkten
Zulässigkeit der PID für erblich be-
dingte negative Austragungsprognosen
gab es vor der Entscheidung im Bundes-
tag (2011) 2 Szenarien:
– Eine genetische Überprüfung mit PID

im Rahmen einer mit Unfruchtbarkeit
indizierten IVF.

– Eine PID mit dazu vorgeschalteter
IVF wegen genetisch bedingter Aus-
tragungsprognosen.

Das Problem, womit sich das zweite
Szenarium auseinandersetzen muss: PID
als vorgeplante Eventual-Früh-Euthana-
sie an einem menschlichen Lebewesen?
Nur das erste Szenarium wäre im Rah-
men der IVF-Situation nach dem ESchG
denkbar, würde aber das bisherige Ein-
pflanzungsgebot unterlaufen, weil der
BGH davon mit m. E. sehr unzureichen-
der Begründung abgewichen ist.

Der Bundestag hat sich mehrheitlich für
ein Modell entschieden, das diese Ein-
schränkungen nicht vorsieht, sondern
statt dessen eine auf Kommissionsent-
scheidungen beruhende Ausnahmerege-
lungen für schwerwiegende monogene-
tische Belastungen beruhende Legitima-
tion vorsieht. Ausschlaggebend für diese
Entscheidung war die große Anteilnah-
me an Eltern mit möglicherweise belas-
teten Kindern. Die Anteilnahme mit den
Eltern, die bei dieser Maßnahme ohne
Kind bleiben und dennoch hohe Belas-
tungen ertragen müssen, war, obwohl
deren Zahl bei 2/3 der PID-teilnehmen-
den Eltern liegen könnte, nicht vorhan-
den. Der Embryonenschutz wurde nur
einschränkend in das Gesetz einbezo-
gen.

Die Frage ist daher erneut zu stellen:
Fällt der frühe Embryo unter Men-
schenwürde? Mit welchen Gründen
will man das bestreiten? Die bekannten
Gründe (Zwillingsargument; konstituti-
ve Erweiterung der Entwicklungsbasis
im Mutterleib) sind gerade bei der PID
offensichtlich unpassend und sinnlos.
Das erweist sich (1.) an einer Rückfrage:
würde man einen Embryo ohne belas-
tenden Befund nicht einpflanzen, wenn
daraus Zwillinge werden könnten? (2.)
würde man durch Einpflanzung dann
die Menschenwürde „verleihen“ wollen,
obwohl es doch zu ihrer Charakteristik
gehört, dass sie mit dem Menschsein an-
erkannt und respektiert werden muss?
Die Menschenwürde in der Hand mensch-

licher Entscheidungen? Die Menschen-
würde ist keine Prämie für die Ausstat-
tung oder Nicht-Ausstattung mit Merk-
malen.

Der moralische Respekt vor der Mei-
nung des anderen darf in wesentlichen
Fragen nicht zum Verzicht auf Argumen-
te zugunsten dieses Respekts führen. Im
Gegenteil: wer respektiert, bringt Argu-
mente. Alles andere wäre bequem und
führt dazu, die eigene Meinung zu dele-
gieren.

Europäische Ebene: Letztlich ist auch
darauf aufmerksam zu machen, dass
man die reproduktive Gesetzgebung in
Deutschland von 2 Seiten her betrachten
kann:
– Die einen sagen, Deutschland müsse

sich umgebenden EU-Ländern an-
schließen. Die „deutsche“ Position
sei erstens moralisch überheblich und
zweitens unwirksam.

– Die anderen sagen, die Debatte in
Deutschland ist ein Anker für die Kri-
tik an der fragwürdigen Entwicklung
der europäischen Biomedizin. Dies
gilt auch für die jeweiligen, an Zahl
nicht geringen, Opponenten in den
EU-Ländern, d. h. die nach der jewei-
ligen liberaleren Gesetzgebung ver-
bleibenden Minderheiten.

Der erste Kommentar läuft auf ein nicht
moralfähiges Argument hinaus, das
Bundespräsident Rau in einer viel be-
achteten Rede folgendermaßen kritisch
zusammengefasst hatte (2001):
– Die andern tun es auch.
– Wenn wir es nicht tun, geht man zu

den anderen.
– Die anderen haben dann die wissen-

schaftlich-technisch-ökonomischen
Fortschritts-Vorteile davon. Wir dür-
fen nicht dahinter zurückbleiben.

Mit dieser Argumentation kann man
nicht zu einer ethischen Reflexion ge-
langen. Hinter dem Argument „nicht zu-
rückbleiben“ steckt verdeckt das Argu-
ment „Der Zweck heiligt die Mittel“.
Dieses Argument ist oft an ein utilitaris-
tisches Argumentationsmodell gebun-
den, das als Kriterium die Summe der
erfüllten Interessen bzw. deren Mehrheit
anführt. Da es sich in diesem Modell um
die Summe der artikulationsfähigen In-
teressen handelt, haben diejenigen keine
eigene Stimme, die durch andere (z. B.
durch mögliche Eltern) vertreten wer-
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den. Hier entscheidet sich viel daran, in-
wieweit es vorgeburtliche Rechte gibt.

Vorgeburtliche Rechte: ein Beispiel:
Geburt im MRT

Angesichts der von Medizinern anvisier-
ten und dann auch durchgeführten Ge-
burt eines Kindes im MRT (in der Chari-
té in Berlin) stellte die Staatsanwalt-
schaft von Berlin (18.04.2011) in ihrer
Antwort auf eine Klage seitens einer
Initativgruppe fest: „Das menschliche
Leben beginnt im Strafrecht – anders als
im bürgerlichen Recht – mit Beginn des
Geburtsaktes, d. h. bei regulärem Ge-
burtsverlauf mit dem Einsetzen der Er-
öffnungswehen.“ Der strafrechtliche
Schutz des Menschen beginne im Be-
reich der „Körperverletzungsdelikte ge-
nerell erst ab dem genannten Zeitpunkt.“
Diesen Zeitpunkt lässt die Antwort der
Juristen allerdings ziemlich unbestimmt.
In der Frage nach einer möglichen Schä-
digung des Kindes wird bis zum Beweis
des Gegenteils von „Unschädlichkeit“
ausgegangen. Es gibt auch kein „Recht
auf eine ungestörte Geburt“. Die Kin-
desrechte der UN-Charta ergäben keinen
strafbewährten Sachbestand.

Nun scheint mir klärungsbedürftig, in-
wiefern im Embryonenschutz Straftat-
bestände festgehalten sind, die sich of-
fensichtlich nicht per Analogie auf straf-
bewährte Rechte vor und in der Geburt
beziehen. Dies hängt vermutlich mit
der Einbeziehung der nicht strafbewähr-
ten einzelnen Tatbestände im Verlauf
von Schwangerschaftsabbrüchen (ein-
geschlossen der Fetozid) zusammen.
Man sieht hier deutlich, wie sich die

Lücken im vorgeburtlichen Terrain um
so mehr öffnen, je mehr dort im Einzel-
nen geregelt zu werden scheint.

Laut einer Auskunft der Juristin Ulrike
Riedel, Mitglied des Deutschen Ethik-
rates, an die Initiativgruppe müsste der
Bundestag die Strafrechtslücke, dass ein
Kind bis zu den Eröffnungswehen  nur
durch den § 218 geschützt ist, nicht aber
die Verletzung seiner körperlichen Inte-
grität strafrechtlich geschützt ist, schlie-
ßen, indem er die Strafbarkeit der Kör-
perverletzung auf das ungeborene Kind
erweitert.

Nach Beginn der Eröffnungswehen ist
das Kind durch den Körperverletzungs-
Straftatbestand beschützt, aber hier fehlt
es im bisherigen Verfahren daran, dass
die Staatsanwaltschaft in Berlin nicht
bereit ist, die nötigen Beweise zu erhe-
ben und die Dokumentationen einzuho-
len.

Urike Riedel meint, dass hier auch der
Frage nachzugehen sei, inwieweit es
sich um eine fremdnützige Forschung an
Nichteinwilligungsfähigen handele. Zi-
tat: „An Nichteinwilligungsfähigen darf
nur geforscht werden, wenn es auch dem
Betroffenen selbst einen Vorteil bringt.
Es ist politisch und in der Forschungs-
ethik Konsens, dass eine Forschung an
nichteinwilligungsfähigen Kindern un-
zulässig ist und auch nicht durch eine el-
terliche Einwilligung legitimiert werden
kann. Eine Ausnahme gilt nur in der Arz-
neimittelforschung, wo eine sog. ,grup-
pennützige’ Forschung mit Kindern zu-
lässig ist, wenn sie für die Kinder nur mit
minimalen Risiken und Belastungen ver-

bunden ist. Dass die Risiken hier nicht
minimal sind, dürfte niemand bestreiten.
In der Arzneimittelforschung werden
nicht einmal Blutabnahmen als mini-
male Risiken angesehen. (Weshalb z. B.
nur Blut mitverwendet werden darf, das
aus anderen medizinischen Gründen
schon entnommen worden ist). Ich mei-
ne, dass man forschungsethisch den Be-
griff des Kindes auf die vorgeburtliche
Zeit erstrecken muss (gesetzlich ist das
aber nicht geregelt, wie überhaupt die
gängige Forschungsethik sich rechtlich
,nur’ aus den Artikeln 1 und 2 Grund-
gesetz herleiten lässt). Für Kinder ab
Beginn der Eröffnungswehen gilt das
Verbot der fremdnützigen Forschung
direkt, da dann das Kind auch eine „Per-
son“ im Sinne des Strafrechts ist.“

Aus all dem wird deutlich, dass die vor-
geburtliche Berücksichtigung der mensch-
lichen Person in ihrem Werden noch
immer nicht ausreichend diskutiert ist.
Das gleiche gilt m. E. für die Debatte
über die Belastung und die Selbstbe-
stimmung von Frauen.6 Die rudimen-
tären Überlegungen, die ich hier unter
Verweis auf die Literatur und die Kon-
troversen vorlege, könnten vor allem
durch den Bericht über „Point to con-
sider“ ergänzt werden, den die von mir
1996–1999 geleitete europäische For-
schungsgruppe bereits 2000 vorgelegt
hatte.7

Interessenkonflikt: Der Autor gibt an,
dass kein Interessenkonflikt besteht.

6 Vgl. die Überlegungen von Hille Haker a. a. O.
7 Beim Autor als Datei erhältlich
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